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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Köhler und die Hofrätinnen Mag.a Merl und Mag. Rehak als Richter, unter 

Mitwirkung der Schriftführerin Mag.a Schreiber BA, in der Revisionssache 

1. des Dipl.-Ing. J H, 2. der E H, 3. der Dipl.-Ing. E H LL.M., 

4. der Mag. S H LL.M. LL.M., 5. der Mag. (FH) U H und 6. der Dr. J L, alle 

in Z und 7. der K K in V, alle vertreten durch die 

Zacherl Schallaböck Proksch Manak Kraft Rechtsanwälte GmbH in 

1010 Wien, Teinfaltstraße 8/5.01, gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichtes vom 29. November 2018, W102 2164598-1/55E, 

betreffend Genehmigung eines Straßenbauvorhabens gemäß § 17 UVP-G 2000 

(belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Niederösterreichische 

Landesregierung; mitbeteiligte Partei: Land Niederösterreich, vertreten durch 

Dr. Andrew P. Scheichl, Rechtsanwalt in 1010 Wien, 

Wipplingerstraße 20/8-9), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Die revisionswerbenden Parteien haben dem Land Niederösterreich 

Aufwendungen in der Höhe von € 1.106,40 binnen zwei Wochen bei sonstiger 

Exekution zu ersetzen. 

Begründung: 

1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

2 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 
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3 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

4 Dem Gebot der gesonderten Darstellung der Gründe nach § 28 Abs. 3 VwGG 

wird insbesondere dann nicht entsprochen, wenn die zur Zulässigkeit der 

Revision erstatteten Ausführungen der Sache nach Revisionsgründe (§ 28 

Abs. 1 Z 5 VwGG) darstellen oder das Vorbringen zur Begründung der 

Zulässigkeit der Revision mit Ausführungen, die inhaltlich (bloß) 

Revisionsgründe darstellen, in einer Weise vermengt ist, dass keine gesonderte 

Darstellung der Zulässigkeitsgründe vorliegt. 

5 Der Verwaltungsgerichtshof hat weder Gründe für die Zulässigkeit der 

Revision anhand der übrigen Revisionsausführungen gleichsam zu suchen, 

noch ist er berechtigt, von Amts wegen erkannte Gründe, die zur Zulässigkeit 

der Revision führen könnten, aufzugreifen (VwGH 4.1.2021, 

Ra 2019/17/0080, mwN). 

6 Die vorliegende Revision enthält unter der Überschrift „Zulässigkeit“ ein 

umfangreiches Vorbringen, mit welchem nicht als grundsätzlich erachtete 

Rechtsfragen aufgeworfen, sondern die Gründe für die Rechtswidrigkeit des 

angefochtenen Erkenntnisses dargetan werden. Damit wird die Revision vor 

dem Hintergrund der oben dargestellten Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes dem Gebot der gesonderten Darstellung der Gründe 

nach § 28 Abs. 3 VwGG nicht gerecht. 

Die Revision war daher gemäß § 34 Abs. 1 und 3 VwGG zurückzuweisen. 
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7 Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 47 ff VwGG, insbesondere auf 

§ 51 VwGG in Verbindung mit der VwGH-Aufwandersatzverordnung 2014, 

BGBl. II Nr. 518/2013 in der Fassung BGBl. II Nr. 8/2014. 

W i e n ,  am 12. März 2021 

 


